
Karl-Heinz Keldungs 
Norbert Arbeiter

Leitfaden für 
Bausachverständige



Aus dem Programm

vieweg

Schiedsgerichtsordnung für das Bauwesen
von W. Heiermann, A. Kullack und W. Bayer

Hinzunehmende Unregelmäßigkeiten
von R. Oswald und R. Abel

Baukosten bei Neu- und Umbauten
von K. D. Siemon

Leitfaden für Bausachverständige
von K.-H. Keldungs und N. Arbeiter

Bausanierung
von M. Stahr (Hrsg.)

Hochbaukosten – Flächen – Rauminhalte
von P. J. Fröhlich

Nachtragsmanagement in der Baupraxis
von U. Elwert und A. Flassak

Bauwesen



Karl-Heinz Keldungs 
Norbert Arbeiter

Leitfaden für 
Bau-
sachverständige
Rechtsgrundlagen – Gutachten – Haftung

2., überarbeitete und aktualisierte Auflage



1. Auflage 2003
2., überarbeitete und aktualisierte Auflage April 2007

Alle Rechte vorbehalten
© Friedr.Vieweg & Sohn Verlag | GWV Fachverlage GmbH, Wiesbaden 2007

Lektorat: Günter Schulz / Karina Danulat

Der Vieweg Verlag ist ein Unternehmen von Springer Science+Business Media.
www.vieweg.de

Das Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich
geschützt. Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des
Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung des Verlags unzu-
lässig und strafbar. Das gilt insbesondere für Vervielfältigun-
gen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die Einspeiche-
rung und Verarbeitung in elektronischen Systemen.

Technische Redaktion: Annette Prenzer
Umschlaggestaltung: Ulrike Weigel, www.CorporateDesignGroup.de
Druck und buchbinderische Verarbeitung: Wilhelm & Adam, Heusenstamm
Gedruckt auf säurefreiem und chlorfrei gebleichtem Papier.
Printed in Germany

ISBN 978-3-528-11750-4

Bibliografische Information Der Deutschen Nationalbibliothek
Die Deutsche Nationalbibliothek verzeichnet diese Publikation in der 
Deutschen Nationalbibliografie; detaillierte bibliografische Daten sind im Internet
über <http://dnb.d-nb.de> abrufbar.



V

Vorwort

Der Bedeutung der Sachverständigentätigkeit – vor allem im gerichtlichen Ver-
fahren – werden sich die Rechtssuchenden und deren Rechtsanwälte immer
mehr bewusst. Immer mehr Seminarveranstalter nehmen Seminare zum
Sachverständigenbeweis in ihr Programm auf. Im Rahmen dieser Seminare,
aber auch im Gedankenaustausch zwischen Richtern und Rechtsanwälten wird
geschildert, dass nicht wenige Sachverständige der Aufgabe des technischen Be-
raters des Gerichts trotz hoher beruflicher Qualifikation nicht gewachsen sind.
Es fehlt vielfach das Verständnis für die Denkweise der Juristen. Immer wieder
führen Ungeschicklichkeiten der Sachverständigen im Umgang mit den Rechts-
anwälten zu erfolgreichen Befangenheitsanträgen. Die Praxis beweist immer wie-
der, dass es nicht genügt, ein besonders qualifizierter Architekt, Bauingenieur
oder Handwerker zu sein, um auch ein guter Sachverständiger zu sein. Dieses
Buch hat es sich zur Aufgabe gemacht, durch die Erfahrungen eines seit Jahr-
zehnten forensisch tätigen Sachverständigen und eines erfahrenen Richters aus
dem Bausenat eines Oberlandesgerichts den Sachverständigen Ratschläge zu
erteilen, wie sie ihre Tätigkeit bei Gericht erfolgreich wahrzunehmen imstande
sind.

In der nunmehr vorliegenden 2. Auflage sind neuere Entscheidungen zum
Sachverständigenbeweis verwertet worden. Verwertet wurden auch Erfahrungen
von Baujuristen und Sachverständigen aus der täglichen Zusammenarbeit. Auf-
grund der Neueinführung des Justizvergütungs- und Entschädigungsgesetzes
(JVEG) wurde der Abschnitt VII (Sachverständigenentschädigung) völlig überar-
beitet. Zwar ist die Abschaffung der Fertigstellungsbescheinigung im geplanten
„Forderungssicherungsgesetz“ beabsichtigt. Da das „Forderungssicherungsgesetz“
bei Erscheinen der 2. Auflage aber noch nicht in Kraft getreten ist, finden sich in
dieser Auflage noch Ausführungen zur Fertigstellungsbescheinigung.

Düsseldorf, März 2007
Karl-Heinz Keldungs
Norbert Arbeiter
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Vorwort zur 1. Auflage

In unserer schnelllebigen, hochtechnisierten Zeit ist das Spezialwissen der un-
terschiedlichsten Berufsgruppen so differenziert geworden, dass der „normale“
Bürger kaum oder nicht mehr in der Lage ist, richtige Entscheidungen zu treffen,
die außerhalb seiner eigenen beruflichen Ausbildung oder seines allgemeinen
täglichen Wirkungsbereiches liegen.

Dies gilt nicht nur für Privatpersonen, sondern auch für Geschäftsleute, juristi-
sche Personen, Firmen, Versicherungen, Gerichte und/oder Institutionen und
Einrichtungen, die für unterschiedlichste Entscheidungen entsprechende Infor-
mationen benötigen. Aber auch Parlamente des Bundes oder der Länder befra-
gen zur Meinungs- oder Entscheidungsbildung Sachverständige oder lassen sich
von Sachverständigenkommissionen beraten.

Die Fragen, die von Sachverständigen zu beantworten sind, sind so zahlreich,
dass diese nicht im Einzelnen aufgeführt werden können.
Der Leitfaden ist ein Werk für die Baubereiche bzw. die Aufgaben der Sachver-
ständigen für das Bauwesen.

Durch die Kombination zwischen einem lange Jahre im Baubereich tätigen Sach-
verständigen und einem erfahrenen Richter aus einem Bausenat soll vor allem
die Arbeit aus der Sicht des Leistenden (Sachverständiger) und des Leistungs-
empfängers (Richter) beleuchtet werden. Das Schwergewicht der Ausführungen
wird vor allem auf die gerichtliche Tätigkeit gelegt, ohne die anderen den Sach-
verständigen betreffenden Bereiche zu vernachlässigen. Die Sachverständigen,
die die in diesem Buch enthaltenen Grundsätze und Ratschläge beherzigen, soll-
ten sicher ihre Tätigkeit als Sachverständige bewältigen können. Sinn eines Leit-
fadens ist es nicht, in breiter Darstellung alle Probleme umfassend zu behandeln,
sondern dem Nutzer eine schnelle Hilfe bei der Bewältigung seiner Aufgaben zu
geben. Deshalb wurde der Umfang des Buches bewusst übersichtlich gehalten.

Düsseldorf, März 2003
Karl-Heinz Keldungs
Norbert Arbeiter

Vorwort
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I. Die öffentliche Bestellung und Vereidigung

1. Sachverständigen-Bezeichnungen

Es gibt sehr unterschiedliche Bezeichnungen für Sachverständige, insbesondere
auch deshalb, weil die Bezeichnung „Sachverständiger“ in keiner Form geschützt
ist. Jeder kann sich als Sachverständiger bezeichnen, wenn er über einen über-
durchschnittlichen Sachverstand verfügt.

Die Einschätzung hierzu ist bei Sachverständigen, die nicht öffentlich bestellt,
amtlich anerkannt oder akkreditiert bzw. zertifiziert sind, sehr unterschiedlich.
Dies ist auch erkennbar an relativ fantasievollen Bezeichnungen der Selbster-
nennung, wie z. B. „Spezial-Sachverständiger“, „diplomierter Bausachver-
ständiger“, „Sachverständiger für alle Baufragen“ usw. Eingebürgert haben sich
Bezeichnungen, wie „anerkannter“ Sachverständiger, „öffentlich bestellter“ Sach-
verständiger, „vereidigter“ Sachverständiger, „TÜV- Sachverständiger“ u. a.

Derzeit kann man die einzelnen Gruppierungen der Sachverständigen wie folgt
unterteilen:

– die öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen
– die amtlich anerkannten Sachverständigen
– die akkreditierten und zertifizierten Sachverständigen
– die selbst ernannten Sachverständigen.

Unterschieden wird hierbei wie folgt:

a) Die öffentlich bestellten und vereidigten Sachverständigen

– werden nach § 36 GewO zertifiziert
– werden vereidigt mit der Eides- oder Bekräftigungsformel, dass ihre Gutach-

ten unparteiisch, unabhängig, gewissenhaft, weisungsfrei und persönlich
erstattet werden

– können bundesweit tätig werden
– haben ihre Sachkenntnis durch Ablegung einer Prüfung vor einer Prüfungs-

kommission (z. B. der Baukammer) nachgewiesen
– sind in Gerichtsverfahren bevorzugt zur Gutachtenerstattung heranzuziehen
– sind nach § 407 ZPO gesetzlich verpflichtet, Gutachten für Gerichte zu

erstatten
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– sind zur Verschwiegenheit verpflichtet und machen sich bei einer
Verschwiegenheitspflichtverletzung nach § 203 Abs. 2 Nr. 5 StGB strafbar

– genießen nach § 132 a Abs. 1 Nr. 3 StGB für die Zeit ihrer öffentlichen
Bestellung einen gesetzlich geregelten Bezeichnungsschutz

– verlieren ihre öffentliche Bestellung durch Widerruf, wenn sie straffällig
werden, gegen den Pflichtenkatalog verstoßen oder die Altersgrenze von 68
bzw. 70 Jahren überschritten haben

– unterliegen während der Zeit ihrer öffentlichen Bestellung einem umfangrei-
chen Pflichtenkatalog gem. § 407 a ZPO mit entsprechender Kontrolle durch
eine Körperschaft öffentlichen Rechts

b) Die amtlich anerkannten Sachverständigen

– werden aufgrund besonderer gesetzlicher Bestimmungen in begrenzten
Bereichen hoheitlich tätig, in denen sie Sicherheitsprüfungen durchführen,
z.B. nach § 2 Abs. 2 a Gerätesicherheitsgesetz zur Überprüfung von Aufzugs-
anlagen, Druckbehältern und Ähnlichem

– sind Angestellte von staatlich beliehenen Organisationen (TÜV/DEKRA u. a.).
Sie können bei einer amtlichen Anerkennung auch als Einzelsachverständige
tätig sein

– sind nicht mehr hoheitlich tätig, sondern Sachverständige ohne amtliche
Anerkennung, wenn sie private oder gerichtliche Gutachtenaufträge durch-
führen.

c) Akkreditierte und zertifizierte Sachverständige

– werden bestimmt nach der EN-Norm 45 013 (auch DIN-Norm)
– werden als akkreditierte Stellen, auch Personen, zertifiziert, die dann als

Prüfer oder Sachverständige unter bestimmten Voraussetzungen und nach
bestimmten Vorgaben tätig werden dürfen

– werden im sogenannten „regulierten Bereich“ auf gesetzlicher Grundlage im
hoheitlichen Prüfbereich tätig

– werden im sogenannten „nichtregulierten Bereich“ ohne gesetzliche Grund-
lage im privaten Gutachtenbereich tätig.

d) Die selbst ernannten Sachverständigen

– sind nicht unter die vorgenannten Gruppen einzuordnen und benötigen in
ihrer Tätigkeit keine staatliche Bestellung oder behördliche Zulassung

– haben keine hoheitliche Anerkennung

I. Die öffentliche Bestellung und Vereidigung


